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Immer wieder landen in Deutschland 
Menschen in Abschiebehaft und werden 
somit ihrer Freiheit beraubt, ohne dass 
sie sich dagegen wehren können. Mehr als 
fünfzig Organisationen aus dem gesam-
ten Bundesgebiet kritisieren diese Praxis 
in einem Positionspapier (https://bit.
ly/3CoC15O) scharf. Sie fordern das Bun-
desinnenministerium, das Bundesjustiz-
ministerium, das Bundesfamilienministe-
rium sowie Mitglieder ausgewählter Bun-
destagsausschüsse auf, analog zur Pflicht-
verteidigung im Strafprozess auch eine 
Pflichtbeiordnung von Anwält*innen in 
Verfahren zur Anordnung von Abschie-
bungshaft gesetzlich einzuführen. Eine 
entsprechende Möglichkeit bietet das 
angekündigte neue Gesetzespaket zum 
Migrationsrecht. 

Die Organisationen begründen ihre For-
derung damit, dass es in der Abschie-
bungshaft immer wieder zu schwer-
wiegenden Verfahrensfehlern kommt, 
die meist erst durch anwaltliche Unter-
stützung korrigiert werden können. 
Die Betroffenen kennen sich mit dem 
in Deutschland geltenden Rechtssystem 
nicht hinreichend aus, um sich wirksam 
gegen die Anordnung oder Verlängerung 
der Haft wehren zu können. „Gegenüber 
der die Haft beantragenden Behörde sind 
die Betroffenen somit offensichtlich in 
einer unterlegenen Position“, heißt es in 
dem Papier. „Ohne eine anwaltliche Ver-
tretung sehen sie sich hilflos einem Ver-
fahren ausgesetzt, das sie nicht verste-
hen und deshalb auch nicht beeinflus-
sen können, als dessen Ergebnis die Men-
schen aber ihre Freiheit verlieren. (…) 
Gefangene, die eine*n Anwält*in nicht 
bezahlen können, sind somit nicht in der 
Lage, ihre Rechte effektiv wahrzunehmen. 
Das ist eines Rechtsstaats nicht würdig 
und sollte unbedingt geändert werden.“

Zu den Unterzeichnern gehören unter 
anderem PRO ASYL, Amnesty Internati-
onal, Diakonie, Caritas, Jesuiten-Flücht-
lingsdienst, terre des hommes, der Deut-
sche Anwaltverein, der Republikanische 
Anwaltverein und die Neue Richterverei-
nigung. 

Menschen werden inhaftiert, 
ohne dass sie eine 
Straftat begangen haben 

In der Abschiebungshaft wird einer 
Person die Freiheit entzogen, ohne dass 
sie eine Straftat begangen hat. Die Haft 
sichert lediglich die Abschiebung, also 
den Vollzug eines Verwaltungsaktes. 
Abschiebungshaft löst großes Leid aus: 
Je länger die Menschen sich in einem sol-
chen Gewahrsam befinden, umso größer 
wird der seelische und körperliche Scha-
den. Sind Kinder involviert, weil etwa der 
Vater oder die Mutter in Abschiebungs-
haft genommen wurde, kann dies zudem 
langfristige Folgen für das körperliche 
und seelische Wohl der Kinder bedeu-
ten. Auch werden immer wieder Minder-
jährige rechtswidrig inhaftiert, weil Alter-
seinschätzungen nicht gewissenhaft vor-
genommen werden und in Folge fehler-
haft sind.

Mit diesem Freiheitsentzug wird also 
massiv in die Grundrechte der betrof-
fenen Person eingegriffen. In unserem 
Rechtsstaat werden deshalb an einen 
Haftbeschluss hohe formale und inhalt-
liche Anforderungen gestellt. Diesen 
Anforderungen wird die Praxis in der 
Abschiebungshaft häufig nicht gerecht; 
valide Schätzungen gehen von rund fünf-
zig Prozent fehlerhaften Inhaftierun-
gen aus. Bei einer derart hohen Fehler-
quote drohen rechtsstaatliche Grund-
sätze ihre generelle Gültigkeit zu verlie-

Gesetzeslücke endlich schließen! 

Menschen in Abschiebungshaft 
brauchen einen Pflichtanwalt

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein

Mehr als 50 Organisa-
tionen, unter ihnen der 
Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein, fordern am 
12. Oktober 2022 den
Bundestag sowie die
Bundesminister*innen
Nancy Faeser, Dr. Marco
Buschmann und Lisa Paus
auf, Menschen, die sich in
Abschiebungshaft begeben
sollen oder sich dort
befinden, Anwält*innen
zur Seite zu stellen und das
gesetzlich vorzuschreiben.
Dass dies bislang nicht
verpflichtend ist, sei „eines
Rechtsstaates unwürdig“,
so die Unterzeichner eines
Positionspapiers.

Abschiebungshaft
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ren. Eine Ursache für die Fehlerquote 
ist, dass Betroffene, die oftmals mittel-
los sind und denen es an System- und 
Sprachkenntnissen fehlt, ohne professio-
nellen Beistand vor Gericht keine Chance 
haben, ihre Grundrechte zu verteidi-
gen. „Die Freiheitsentziehung stellt das 
schärfste Schwert unseres Rechtssystems 
dar“, fassen die Unterzeichner zusam-
men. Um den Rechtsstaat durchzusetzen 
und das Leid der Betroffenen zu mindern, 
braucht es deshalb eine Pflichtbeiordnung 
von Anwält*innen. 

Hintergrund
Mittellose Gefangene können zwar bean-
tragen, dass der Staat ihre Anwaltskosten 
übernimmt (sogenannte Verfahrenskos-
tenhilfe). Eine solche Verfahrenskosten-
hilfe wird aber nur dann gewährt, wenn 
der Antrag oder die Beschwerde nach 
Ansicht des Gerichts Aussicht auf Erfolg 
hat. Das heißt, ein*e Anwält*in muss erst 
einmal detaillierte Begründungen schrei-
ben, ohne sicher sein zu können, jemals 
hierfür bezahlt zu werden. Das Nachse-
hen haben demnach Abschiebehäftlinge 
mit bescheidenen finanziellen Mitteln.

Rechtsanwalt Peter Fahlbusch aus Hanno-
ver erklärt: „Seit 2001 habe ich bundes-
weit 2.282 Menschen in Abschiebungs-
haftverfahren vertreten. 1.197 dieser 
Menschen (d.h. 52,5 Prozent) wurden 
nach den hier vorliegenden rechtskräfti-
gen Entscheidungen rechtswidrig inhaf-
tiert (…). Zusammengezählt kommen 
auf die 1.197 Gefangenen 31.235 rechts-
widrige Hafttage, das sind gut 85 Jahre 
rechtswidrige Haft.“ Über die fatalen 
Fehler, die in der Abschiebehaft gesche-
hen, spricht RA Fahlbusch im Interview 
(https://bit.ly/3SRrpU0) mit PRO ASYL 
sowie im Podcast (Folge 3; https://bit.
ly/3fZspac). 

Beratung im Norden:
Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein 
unterstützt ausreisepflichtige Geflüch-
tete und insbesondere in Glückstadt in 
Abschiebungshaft geratene Menschen 
mit Beratung (https://www.frsh.de/index.
php?id=311). Auch die Refugee Law 
Clinic Kiel berät Abschiebungshäftlinge: 
https://law-clinic-kiel.de/ 

Die unabhängigen 
Abschiebungsbeobachtungen

Berlin-Brandenburg 
Abschiebungsbeobachtung am Flughafen Berlin- Brandenburg 

Caritasverband für das Erzbistum Berlin e.V. 
Residenzstrasse 90 

D-13409 Berlin
Tel.: +49 (0)30 666 33 1031, Fax: +49 (0)30 666 33 1032 

(Sekretariat: Mo-Fr erreichbar, zu den üblichen Geschäftszeiten)
Ansprechpartner:innen: 

Marie Gemarius de Kepper, Mobil: +49 (0)173 5749243 
E-Mail: m.gemariusdekepper@caritas-brandenburg.de

Frankfurt 
Abschiebungsbeobachtung am Flughafen Frankfurt 

Gebäude 201 A, Hausbriefkasten 153 
D-60549 Frankfurt am Main

Ansprechpartner:innen:
Melisa Ergül-Puopolo

Diakonisches Werk für Frankfurt und Offenbach 
Mobil: +49 (0)173 30 61 644 

E-Mail: monitoring@diakonie-frankfurt-offenbach.de

Hamburg 
Abschiebungsbeobachtung am Flughafen Hamburg 

Diakonisches Werk Hamburg 
D-Königstraße 54
22767 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 30620 345, Fax: +49 (0)40 30620 340 
Ansprechpartner:in: 

Moritz Reinbach 
Mobil: +49 (0)160 99420661, E-Mail: reinbach@diakonie-hamburg.de 

NRW 
Abschiebungsbeobachtung an Flughäfen in NRW Düsseldorf und Köln/Bonn 

Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. 
Flughafen Zentralgebäude Ost, Raum 4031 

D-40474 Düsseldorf
Tel.: +49 (0)211 9513 300, Fax: +49 (0)211 6398 685 

Ansprechpartner:innen: 
Dalia Höhne, Mobil: +49 (0)160 70 86403, E-Mail: d.hoehne@diakonie-rwl.de 

Judith Fisch, Mobil: +49 (0)160 8434681, E-Mail: j.fisch@diakonie-rwl.de 

Halle/Leipzig 
Abschiebebeobachtung am Flughafen Halle/Leipzig 

Diakonisches Werk Innere Mission Leipzig e.V. 
Haus der Diakonie, Gneisenaustraße 10, 04105 Leipzig 

Mobil: +49 (0)170 2279 000 
E-Mail: abschiebebeobachtung@diakonie-leipzig.de
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